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Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Beteiligungsverfahren nach § 4 Baugesetzbuch (BauGB) gebe ich als Träger öffentlicher Be-

lange nachfolgende gebündelte Stellungnahme des Landkreises Jerichower Land ab. 

Mit dieser Stellungnahme wird den vorgeschriebenen Genehmigungs- und Zulassungsverfahren 

nicht vorgegriffen und es werden damit weder öffentlich-rechtliche noch privatrechtliche Zustim-

mungen und Gestattungen erteilt. Meine Behörde nimmt keine Vorabwägung vor. 

Diese Stellungnahme enthält die Einzelstellungnahmen der Fachbereiche wie folgt: 

Fachbereich Bau 

 

Untere Landesentwicklungsbehörde 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan umfasst einen Bereich mit einer Gesamtfläche von ca. 38 

ha außerhalb des bebauten Siedlungsbereichs. Die Flächen werden derzeit landwirtschaftlich be-

nutzt. Aufgrund des erheblichen Flächenbedarfs und der vollständigen Nutzungsänderung erfüllt 

das Vorhaben die Merkmale der Raumbedeutsamkeit gemäß RdErl. des MLV vom 01.11.2018. Es 

ist daher als raumbedeutsam im Sinne des § 3 Abs. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) einzustufen. 

 

Seitens des Landkreises Jerichower Land bestehen keine raumordnerischen Bedenken. 

 

Gemäß § 13 Abs. 1 Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) besteht die Ver-

pflichtung, der obersten Landesentwicklungsbehörde (Ministerium für Infrastruktur und Digitales 

des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24) raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen möglichst 

frühzeitig mitzuteilen und alle dazu erforderlichen Auskünfte zu geben. 

 

Die Feststellung der Vereinbarkeit der o.g. Bauleitplanung mit den Zielen der Raumordnung erfolgt 

nach § 13 Abs. 2 LEntwG LSA durch die gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA zuständige oberste 

Landesentwicklungsbehörde. 

 

Vorbeugender Brandschutz / Brandschutzdienststelle 

 

Die Stellungnahme wird nachgereicht. 
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Untere Denkmalschutzbehörde 

Bodendenkmalpflege 
 

Im Bereich des Vorhabens befinden sich gemäß § 2 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-

Anhalt (DenkmSchG LSA) mehrere durch Lidarauswertungen bekannte archäologisches Kultur-

denkmale: Hügelgräber.  

 

Weiterhin bestehen aus Sicht der archäologischen Denkmalpflege aufgrund der topographischen 

Situation mehrere Gewässerbereiche bzw. der naturräumlichen Gegebenheiten begründete An-

haltspunkte, dass bei Bodeneingriffen bei o. g. Bauvorhaben in der tangierten Region bislang unbe-

kannte Bodendenkmale entdeckt werden. Zahlreiche Beobachtungen haben innerhalb der letzten 

Jahre gezeigt, dass aus Luftbildbefunden, Lesefunden etc. nicht alle archäologischen Kulturdenk-

male bekannt sind und nicht bekannt sein können. Vielmehr werden diese oftmals erstmals bei in-

vasiven Eingriffen erkannt.  

Jegliche Bodeneingriffe bedürfen somit einer denkmalrechtlichen Genehmigung. 

 

Denkmalschutzrechtliche Genehmigungen können mit Auflagen oder Bedingungen erteilt oder ver-

sagt werden, wenn es die Einhaltung des Denkmalschutzgesetzes erfordert (§ 14 Abs. 4 Denk-

mSchG LSA). 

 

Der Beginn oder die Ausführung von Maßnahmen ohne Genehmigung oder das Nichteinhalten von 

Auflagen oder Bedingungen stellen Ordnungswidrigkeiten dar und können entsprechend § 22 

Abs.1 Satz 4 und § 22 Abs. 2 DenkmSchG LSA geahndet werden. 

 

Im Sinne des § 9 Absatz 6 BauGB ist folgende Bestimmung nachrichtlich zu übernehmen  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes können archäologische Bodendenkmale zu finden sein, 

deren Erhaltung vorrangig anzustreben ist. Ist eine Erhaltung nicht möglich, müssen vor Beginn der 

Erdarbeiten archäologische Dokumentationen stattfinden. Die Dauer und der Umfang der 

Ausgrabung hängt vom Ergebnis einer Sondage der jeweiligen Fundstelle ab. 

 

In diesem Zusammenhang weise ich vorsorglich darauf hin, dass die Erhaltungspflicht nach § 9 

DenkmSchG LSA grundsätzlich für alle Kulturdenkmale besteht, unabhängig von einer Eintragung 

in das Denkmalverzeichnis (§ 18 Abs. 1 Satz 4 DenkmSchG LSA). 

 

Die Forderungen des Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt sind in den 

B-Plan einzuarbeiten. 

 

Bau- und Kunstdenkmalpflege 

 

Nach derzeitigem Kenntnisstand gibt es aus der Sicht des Denkmalschutzes keine Einwände oder 

Bedenken gegenüber der o. g. Planung. Die eingereichten Unterlagen lassen erhebliche nachtei-

lige Auswirkungen auf bau- oder kunstdenkmalpflegerischen Belangen nicht erkennen. 

 

Das Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt mit Sitz in 06114 Halle, 

Richard-Wagner-Straße 9 ist ebenfalls als Träger öffentlicher Belange am Verfahren zu beteiligen. 
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Fachbereich Umwelt 

Sachgebiet Immissionsschutz- / Abfallbehörde 

Untere Immissionsschutzbehörde 

Gemäß §§ 1 und 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind Flächen so zu planen, dass 

schädliche Umwelteinwirkungen (u. a. Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 

Lichtimmissionen) auf schutzbedürftige Nutzungen vermieden werden.  

Nach derzeitigem Kenntnisstand kann das Vorhaben aus immissionsschutzrechtlicher Sicht nicht 

abschließend beurteilt werden. Schädliche Umwelteinwirkungen gem. § 3 Abs. 2 BImSchG sind un-

ter Berücksichtigung der o. g. Unterlagen nach derzeitigem Kenntnisstand insbesondere durch 

Licht (Blendung) nicht auszuschließen. 

Entsprechend ist zur weiteren Beurteilung etwaiger schädlicher Umwelteinwirkungen ein Blendgut-

achten erforderlich. 

Begründung: 

Der Geltungsbereich befindet sich im Außenbereich gemäß § 35 BauGB nördlich der Ortschaft Ho-

henseeden auf landwirtschaftlich genutzten Flächen.  

Die zu errichtende Photovoltaikanlage besteht im Wesentlichen aus Montagegestellen, Photovolta-

ikmodulen, Wechselrichtern und Trafostation/en. Durch den baulichen Charakter der Anlage kön-

nen Emissionen gemäß § 3 Abs. 3 BImSchG im Wesentlichen in Form von Licht, Strahlen und Ge-

räuschen entstehen.  

Licht (Blendung)  

Der in den „Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen der 

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI)“ angegebene Mindestabstand von 

100 m zwischen Photovoltaikanlage und Immissionsort wird nach derzeitigem Kenntnisstand unter-

schritten.  

Laut LAI Hinweisen sind auch Immissionsorte: „Hinsichtlich einer möglichen Blendung kritisch […], 

die vorwiegend westlich oder östlich einer Photovoltaikanlage liegen und nicht weiter als ca. 100 m 

von dieser entfernt sind“.  

Insbesondere Beeinträchtigungen durch Blendung der durch das Plangebiet verlaufenden Landes-

straße L 54 durch reflektierendes Sonnenlicht können nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

Grundsätzlich muss die Gefahr einer spontanen Abwendung des „Blickes“ durch evtl. Blendungen 

ausgeschlossen sein. Weiterhin müssen die Beschilderungen für die Fahrer stets erkennbar sein. 

Insbesondere zur Beurteilung des Störpotentials (physiologisch, psychologisch), der Einhaltung der 

besonderen Schutzbedürftigkeit des Straßenverkehrs und der Einhaltung der Immissionsrichtwerte 
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der LAI-Richtlinie ist ein Blendgutachten unabdingbar (vgl. Pkt. 9.2 der Begründung zum o. g. B-

Plan). 

Geräusche (Lärm)  

Weiterhin können bei dem vorliegenden Vorhaben zeitweise Geräusche durch die Errichtung der 

Anlage, der Wartung von z. B. Wechselrichterstationen und Transformatoren-/ Netzeinspeisestatio-

nen und den Betrieb der Anlage entstehen.  

Bezüglich der Errichtung der Anlagen sind entsprechend die einschlägigen Vorschriften der Geräte- 

und Maschinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV) und der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 

zum Schutz gegen Baulärm (AVV Baulärm) zu beachten.  

In Bezug auf die Geräuschentwicklung durch die Wartung der geplanten Anlagen (z. B. zusätzlicher 

anlagenbezogener Fahrzeugverkehr auf öffentlichen Verkehrswegen und Betriebsgelände) werden 

die auf die Wohnbebauung wirkenden Immissionen als gering und adäquat angesehen, da diese in 

einem vergleichsweise geringen zeitlichen Umfang entstehen. Beeinträchtigungen der schutzbe-

dürftigen Wohnbebauungen sind auch aufgrund der gegebenen Abstände nicht zu erwarten. Auch 

Gesundheitsschädliche Geräuschspitzen sind nicht erwartungsgemäß.  

Weiterhin verfügen z. B. Wechselrichter i. d. R. über eine temperaturgesteuerte aktive Kühlung. 

Diese verursachen z. T. temporär auffällig auftretende hochfrequente Töne, welche insbesondere 

in Tagezeiten mit erhöhter Empfindlichkeit zu Beeinträchtigungen führen können. Aufgrund der ge-

gebenen Abstände sind Lärmbeeinträchtigungen durch den Betrieb ausgeschlossen.  

Elektromagnetische Felder - Elektrosmog  

In Bezug auf die im Plangebiet entstehenden elektromagnetischen Felder ist die 26. BImSchV - 

Sechsundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-

ordnung über elektromagnetische Felder - 26. BImSchV) zu beachten.  

Die Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder – 26. BImSchV liegt gemäß der 

Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Immissionsschutzes (Immi-ZustVO) vom 8. 

Oktober 2015 im Zuständigkeitsbereich des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt.  

Das Landesverwaltungsamt, Referat 402, Postfach 20 02 56, 06003 Halle/Saale, ist am Verfahren 

zu beteiligen.  

Sachgebiet Naturschutzbehörde 

Untere Naturschutzbehörde 

 Das o. g. Vorhaben kann aus naturschutzfachlicher und -rechtlicher Sicht noch nicht abschließend 

beurteilt werden. Diesbezüglich wird es als erforderlich angesehen, die folgenden Angaben bzw. 

Unterlagen in den Planungsunterlagen zu ergänzen, zu ändern bzw. zu konkretisieren, folgende 

Hinweise werden gegeben: 

1. Erstellung des Umweltberichtes gemäß Anlage 1 BauGB 
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2. Abarbeitung der Eingriffsregelung im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung nach Maß-

gabe der in der Begründung aufgeführten Hinweise sowie Überarbeitung der erfassten Bio-

toptypen. Ebenfalls müssen hier zwingend Maßnahmen zum Ausgleich der Beeinträchtigung 

des Landschaftsbildes festgesetzt werden. 
 

3. Prüfung und Überarbeitung der Begründung hinsichtlich der Betroffenheit gesetzlich geschütz-

ter Biotope nach § 30 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. § 22 Abs. 1 NatSchG LSA 
 

4. Abarbeitung artenschutzrechtlicher und -fachlicher Belange im Rahmen einer speziellen arten-

schutzfachlichen Prüfung nach Maßgabe der in der Begründung aufgeführten Hinweise. 

Begründung: 

 Gemäß § 3 Abs. 1 und 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 

Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) obliegt dem Landkreis Jerichower 

Land als untere Naturschutzbehörde (UNB) die Ausführung des BNatSchG, NatSchG LSA und der 

aufgrund dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften, soweit durch gesetzliche Regelungen 

nichts Anderes bestimmt ist. Nach § 1 Abs. 3 NatSchG LSA haben die Naturschutzbehörden dafür 

Sorge zu tragen, dass die Vorschriften des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

eingehalten werden. Sie sind befugt, die im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen und Anordnungen 

zur Durchführung dieser Vorschriften und zur Abwehr von Gefahren für Natur und Landschaft zu 

treffen. 

 Gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 3 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öf-

fentlicher Belange (TöB), deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden können, früh-

zeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösun-

gen, die für die Neugestaltung und Entwicklung eines Gebietes in Frage kommen, und die voraus-

sichtlichen Auswirkungen der Planung zu unterrichten und ihnen Gelegenheit zur Äußerung und 

Erörterung zu geben. Weiter sind die Behörden und TöB zur Äußerung in Hinblick auf den erforder-

lichen Umfang und Detailierungsgrad der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB aufzufordern 

(Scoping). 

 Umweltbericht Nr. 1 

 Für Bauleitplanverfahren ist im Rahmen der Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB) ein Umweltbericht 

zu erstellen (§ 2a BauGB und Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, § 2a und § 4c BauGB), in dem die in der Um-

weltprüfung ermittelten voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und be-

wertet werden. Der Umweltbericht ist ein gesonderter, selbstständiger Teil der Begründung zum 

Bauleitplan (§ 2a BauGB), dessen wesentliche Inhaltspunkte vorgegeben sind (Anlage 1 zu § 2 

Abs. 4 und § 2a BauGB und Anhang 1 der EU-SUP-Richtlinie). 

 Ein Umweltbericht soll laut Vorentwurf der Begründung nach der frühzeitigen Behördenbeteiligung 

dargelegt werden. 

 Eingriffsbilanzierung Nr. 2 

 Das mit der o. g. Planung verbundene Bauvorhaben ist nach Art und im vorgesehenen Um-fang 

gemäß § 14 BNatSchG i. V. m. § 6 NatSchG LSA als Eingriff in Natur und Landschaft zu betrach-

ten. Es zieht wesentliche Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen nach sich. 

Die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie das Landschaftsbild werden 

durch die genannten Maßnahmen erheblich beeinträchtigt. 
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 Laut § 18 Abs. 1 BNatSchG ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vor-

schriften des Baugesetzbuches (BauGB) zu entscheiden, wenn auf Grund der Aufstellung, Ände-

rung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen oder von Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 

Nr. 3 BauGB Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. Entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 7 

BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Umweltschutzes einschließlich 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. Dazu zählen u. a. die Schutzgü-

ter Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und deren Wechselwirkungen untereinander.  

 Es gilt für diese Verfahren gemäß § 1a Abs. 3 BauGB, dass die Vermeidung und der Ausgleich vo-

raussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funk-

tionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bezeichneten 

Bestandteilen (Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz) in der Abwägung nach § 1 Absatz 

7 zu berücksichtigen sind. Dazu zählen u. a. die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, 

Klima und deren Wechselwirkungen untereinander. 

 Die Abarbeitung der städtebaulichen Eingriffsbilanzierung nach § 1a Abs. 3 BauGB hat umfassend 

im Umweltbericht zu erfolgen. Zur Erfüllung der nach § 1 a Abs. 3 BauGB notwendigen Vorausset-

zungen ist im Rahmen der Bauleitplanung eine entsprechende Flächenbewertung vorzunehmen. 

Zur rechtmäßigen Umsetzung der Bewertung sollten standardisierte Bewertungsverfahren zur An-

wendung kommen (Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung unter Hinzuziehung des Bewertungsmodells 

Sachsen- Anhalt). Eine Biotoptypenkartierung ist daher bereits umgesetzt worden. 

 An der bisherigen Einstufung der Biotoptypen bestehen jedoch seitens der unteren Naturschutzbe-

hörde Zweifel. Die als Intensivgrünland (GIA) ausgewiesene Fläche wird als Bewirtschaftungsform 

„MS11“ geführt und weist somit eher auf eine extensive und schonende Bewirtschaftung hin. Die 

Einstufung als Intensivgrünland kann daher bisher nicht nachvollzogen werden und ist detailliert zu 

erläutern. Weiterhin wurden bei einer Vor-Ort-Begehung am 15.05.2025 einige Arten erfasst, wel-

che eher auf die Einstufung als mesophiles Grünland (GMA) hindeuten würden. Entsprechende Ar-

ten sind hier beispielsweise Wiesenglockenblume (Campanula patula), Vogelwicke (Vicia cracca) 

oder Wiesen-Fuchsschwanz (Alopecurus pratensis). 

 Südlich des Planungsbereichs werden einige Feldblöcke (DESTLI0507890177 u. 

DESTLI0507890176) als Intensivacker angegeben. Hier ist die eingetragene Nutzung jedoch eine 

Mähweide mit dem ÖR-Code 5 „Kennarten in DGL“, was ebenfalls auf eine naturverträgliche Be-

wirtschaftung schließen lässt. Hier wurden ebenfalls Arten des mesophilen Grünlands wie beispiel-

weise Gundermann (Glechoma hederacea), wilde Möhre (Daucus carota), Gamander-Ehrenpreis 

(Veronica chamaedrys), Wiesen-Labkraut (Gallium mollugo) sowie Wiesen-Sauerampfer (Rumex 

acetosa) erfasst. Die Einstufung der Biotoptypen der besagten Teilgebiete ist daher zu überarbei-

ten und genauer zu erläutern. Gegebenenfalls kann hier eine Interpolation des Biotopwerts je nach 

Vielfalt des Artinventars möglich sein. 

 Da sich gemäß LAU (2012) bei der Erfüllung des städtebaulichen Ausgleichsbegriffs an natur-

schutzrechtlichen Ersatz orientiert werden kann und § 200a Satz 1 BauGB insoweit ausdrücklich 

auf die im Bundenaturschutzgesetz definierten Begriffe des Ausgleichs und Ersatzes abhebt, gilt im 

Bauplanungsrecht nichts Anderes als für den Ersatz nach § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG. Bei der 

Abgrenzung des für die Kompensation maßgeblichen Naturraums wird man dabei aber – die Ver-

pflichtung zur Vereinbarkeit mit den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege in § 1a 

Abs. 3 Satz 3 BauGB, § 200a Satz 2 BauGB aufnehmend – in erster Linie auf die Landschaftspla-

nung zurückzugreifen haben. 
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 Zusätzlich werden bei der Errichtung eines Solarparks durch die Überprägung mit landschaftsfrem-

den, technischen Objekten Bewertung der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ausgelöst. Sind 

diese Beeinträchtigungen erheblich, liegt ein kompensationspflichtiger Eingriff vor. Entsprechender 

Sachverhalt ist im Rahmen des Vorhabens, allein bereits aufgrund der Größe des geplanten Auf-

stellungsbereichs zu prüfen. 

 Da bisher keine Aktualisierung des Bewertungsmodells Sachsen-Anhalt in Bezug auf PV-Anlagen 

stattfand, wird folgend detailliert die Einstufung der Biotoptypen aus Sicht der unteren Naturschutz-

behörde erläutert. Entsprechende Bewertung wurde durch die obere Naturschutzbehörde bis zum 

endgültigen Erlass eines überarbeiteten Bewertungsmodells LSA durch das MWU für PV-Anlagen 

bestätigt und zusätzlich unter Bezug der aktuell vorhandenen Fachliteratur erarbeitet. Beispielhaft 

soll hier die Einschätzung von mesophilem Grünland zum besseren Verständnis angeführt werden. 

Entsprechendes lässt sich auch auf andere grünlandartige Biotope übertragen. 

 Mesophiles, artenreiches Grünland (GMA), das im Regelverfahren gemäß Bewertungsmodell LSA 

einen Biotopwert von 18 Wertpunkten und einen Planwert von 16 Wertpunkten besitzt, wird traditio-

nell in zweischüriger Mahd bewirtschaftet und ist von schnittverträglichen Süßgräsern wie v.a. Wie-

sen-Fuchsschwanz (Alopecurus pratensis) und Glatthafer (Arrhenatherum elatius) dominiert. Bei 

optimaler Nutzung sind solche Wiesen vertikal reich gegliedert und weisen mehrschichtige Be-

stände mit Ober-, Mittel- und Untergräsern sowie zahlreichen Kräutern und Stauden unterschiedli-

cher Wuchshöhe auf. Im Jahresverlauf können oft markante Blühaspekte auftreten. Charakteristi-

sche Brutvogelarten der offenen Landschaft sind unter anderem Braunkehlchen, Feldlerche, Reb-

huhn, Schafstelze, Wachtel, Wachtelkönig oder Wiesenpieper. Die im vorherigen Absatz erläuter-

ten abiotischen sowie biotischen Einzelfunktionen, wie beispielsweise die Lebensraumfunktion der 

zu entwickelnden Biotope, werden aufgrund der geplanten bauliche Anlage für einige Artengruppen 

(Offenlandbrüter) zumindest verringert sein und führen aggregiert zu einer Minderung des Bio-

topwertes bzw. des anzunehmenden Planwertes. 

 Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde sind Flächen unterhalb von PV-Modulflächen regelmä-

ßig, je nach Höhe der Module den Wertigkeiten eines unbefestigten Platzes zuzurechnen. Entspre-

chende Bewertung basiert insbesondere auf der Grundlage des regelmäßigen Ausbleibens der Bil-

dung einer Vegetationsdecke unterhalb der Module. Dies wird bedingt durch eine mehr oder weni-

ger starke Verschattung, Trockenheit und die während der Baumaßnahme entstandenen Boden-

verdichtungen. Die Annahme, hier entstünden extensive, zum Teil blütenreiche Grünlandbereiche, 

geht demnach regelmäßig fehl. Die anlagenbedingten Wirkungen der PV-Module gehen v. a. von 

der Veränderung der mikro-klimatischen Standortbedingungen unter und neben den Modultischen 

aus. Diese Veränderungen der Standortbedingungen können zu geringerer Vegetationsdeckung 

und -biomasse, Vergeilung (d. h. beschleunigtes Längenwachstum auf Kosten der Entwicklung von 

Festigungsgewebe), geringerem Artenreichtum, mehr offenen Bodenstellen, verringerter Bodenbio-

diversität sowie Veränderungen in den Pflanzengesellschaften v. a. unterhalb der Module führen 

(FELDMEIER et al. 2024*). Entsprechende Einschätzungen decken sich auch mit dem derzeit in 

der Ressortabstimmung befindlichen Entwurf zur Überarbeitung des Bewertungsmodells für das 

Land Sachsen-Anhalt. Gemäß der Entwurfsfassung des Bewertungsmodells ist die Ausgestaltung 

der Module sowie die Abstände zwischen den geplanten Modulreihen in der Bilanzierung zu be-

rücksichtigen, da sich die diese Faktoren auf die Schutzgüter des Naturhaushaltes und geringfügig 

auf das Landschaftsbild auswirken. Für die Freiflächen zwischen den Modulreihen wäre somit mit 

einem Planwert von 6 Wertpunkten zu bilanzieren und für die Flächen unter den Solarpanelen / 

Modulen wäre, abhängig von der Höhe der Anlagen, ein Planwert von 2 bzw. 3 Wertpunkten anzu-

setzen und dementsprechend in der Bilanzierung zu berücksichtigen sind. Das festgelegte Mindest-

maß der Höhe der Photovoltaik-Gestelle über die Geländeoberfläche ist hier entscheidend für die 
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Wahl des Biotoptyps bzw. –werts. Der Biotopwert von 3 WP wäre erst ab einer Höhe von 1,5 m zu 

wählen, darunter gilt der Biotopwert von 2 WP. Bei der Bewertung wäre grundsätzlich auch die 

Größe der geplanten Anlage zu berücksichtigen.  

(*Möglichkeiten und Grenzen des artenschutzrechtlichen Ausgleichs in Solarparks. Fachgutachten. 

Auftragnehmer: BGH Plan. Umweltplanung und Landschaftsarchitektur GmbH, Trier. Auftraggeber: 

KNE gGmbH. Berlin. 62 S.) 

 Biotopschutz Nr. 3 

 Gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG sind Handlungen verboten, die zu einer Zerstörung oder einer sons-

tigen erheblichen Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope führen können. Die Verbote gel-

ten gemäß § 30 Abs. 2 S. 2 NatSchG auch für weitere von den Ländern gesetzlich geschützte Bio-

tope. Auch die Zerstörung oder erhebliche Beeinträchtigung der in § 22 Abs. 1 S. 1 NatSchG LSA 

aufgeführten Biotope ist damit verboten. 

 Unter Zerstörung ist die irreparable Schädigung eines Bestandes mit der Folge des gänzlichen Ver-

lustes eines Biotops zu verstehen. Eine erhebliche Beeinträchtigung ist eine nicht nur geringfügige 

und nachteilige Veränderung des Biotops, wobei eine dauerhafte Schädigung nicht erforderlich ist. 

Es genügt, wenn die Handlung potentiell geeignet ist, negative Folgen herbeizuführen. Hierfür ist 

die hinreichende Wahrscheinlichkeit einer Beeinträchtigung ausreichend. 

 Der gesetzliche Biotopschutz gemäß § 30 BNatSchG unterliegt ebenso wie der besondere Arten-

schutz nicht der Abwägung nach § 1 Abs. 6 BauGB. An den gesetzlichen Biotopschutz sind die Ge-

meinden demnach rechtlich strikt gebunden. Der Schutz folgt hier unmittelbar aus dem Gesetz; ei-

ner gesonderten Ausweisung bedarf es nicht. Können die gesetzlich geschützten Biotope nicht in 

die Planung integriert werden und somit Konflikte vermieden werden, kann hier in die „objektive 

Ausnahme- und Befreiungslage“ hinein geplant werden. Hierbei wird durch die untere Naturschutz-

behörde geprüft, ob die Erteilung einer Ausnahme oder Befreiung rechtlich überhaupt möglich ist 

und einer Überwindung der naturschutzrechtlichen Verbotsregelung auch sonst nichts entgegen-

steht. Bejaht die untere Naturschutzbehörde (mindestens in einer positiven Stellungnahme) zutref-

fend die Voraussetzungen einer Ausnahme oder Befreiung oder stellt eine solche in Aussicht, muss 

sie sich an dieser Aussage bei der Verwirklichung der Planung festhalten lassen, soweit jedenfalls 

die tatsächlichen Verhältnisse nicht verändert werden. 

 Höchste Rechtssicherheit besteht, wenn die untere Naturschutzbehörde während des Bauleitplan-

verfahren bereits eine entsprechende Ausnahme oder Befreiung erteilt. Hierbei greift die Sonderre-

gelung des § 30 Abs. 4 BNatSchG, die das Verhältnis von gesetzlichem Biotopschutz und Bauleit-

planung vereinfachen soll (LAU 2012). Dabei kommt § 30 Abs. 4 BNatSchG den Gemeinden inso-

weit entgegen, als darin klargestellt wird, dass die Ausnahme oder Befreiung bereits vor Planerlass 

erteilt werden kann. Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bebauungsplä-

nen Handlungen im Sinne des Absatzes 2 zu erwarten, kann gemäß § 30 Abs. 4 BNatSchG auf 

Antrag der Gemeinde über eine erforderliche Ausnahme oder Befreiung von den Verboten des Ab-

satzes 2 vor der Aufstellung des Bebauungsplans entschieden werden. Ist eine Ausnahme zuge-

lassen oder eine Befreiung gewährt worden, bedarf es für die Durchführung eines im Übrigen zu-

lässigen Vorhabens keiner weiteren Ausnahme oder Befreiung, wenn mit der Durchführung des 

Vorhabens innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplans begonnen wird. 

In Punkt 3.3.1 des Vorentwurfs der Begründung wird angegeben, dass keine gesetzlich geschütz-

ten Biotope sowie keine weiteren Schutzgebiete im Plangebiet betroffen sind. Im Auszug der Ein-

griffs- Ausgleichsbilanzierung wurden jedoch mehrere gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 

BNatSchG sowie gesetzlich geschützte Landschaftsbestandteile nach § 29 BNatSchG aufgelistet 
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(Hecken, Baumreihen/Allee). Entsprechender Sachverhalt ist in die Unterlage einzubeziehen. Des 

Weiteren wird in dem Auszug der Bilanzierung angegeben, dass eine Seggen-, binsen- oder hoch-

staudenreiche Nasswiese im Plangebiet vorhanden ist. Diese wird gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG i. 

V. m. § 22 Abs. 1 NatSchG LSA ebenfalls als gesetzlich geschütztes Biotop aufgeführt und muss 

daher in der Planung berücksichtigt werden. 

 Besonderer Artenschutz Nr. 4 

 Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verlet-
zen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören, 

2. wildlebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stö-
ren; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der 
lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. (Zugriffsver-
bote). 

 Bebauungspläne selbst können noch nicht die artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 Abs. 1 

BNatSchG erfüllen. Möglich ist dies jedoch später durch die Realisierung der konkreten Bauvorha-

ben. Deshalb ist bereits bei der Änderung oder Aufstellung eines Bebauungsplanes eine arten-

schutzrechtliche Prüfung durchzuführen. Andernfalls könnte der Bebauungsplan aufgrund eines 

rechtlichen Hindernisses nicht vollzugsfähig sein (siehe bspw. VGH Bayern, Urt. V. 18. Januar 

2017 – 15 N 14.2033). 

 Darüber hinaus unterliegt der besondere Artenschutz nach Kapitel 5 Abschnitt 3 BNatSchG nicht 

der Abwägung nach § 1 Abs. 6 BauGB. Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 

BNatSchG sind abwägungsfest. 

 Die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der planbedingten artenschutzrechtlichen Betroffen-

heiten kann im Rahmen der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB abgearbeitet und im Umwelt-

bericht dargestellt werden. Eine vollständige Integration ist jedoch auch in Bezug auf den besonde-

ren Artenschutz nicht möglich, da die Umweltprüfung eher einen Überblickscharakter aufweist und 

demnach nicht die Tiefe erreicht, die die artenschutzrechtliche Bestandsaufnahme und Bewertung 

erfordert. Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung bzw. der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag 

sollten innerhalb der Umweltprüfung und damit auch des Umweltberichtes als selbstständiger Teil 

abgearbeitet werden. Bis zur Vorlage kann eine artenschutzfachliche und –rechtliche Beurteilung 

seitens der unteren Naturschutzbehörde nicht erfolgen. 

 In Bezug auf das i. d. R. stehende Vorhaben kann es voraussichtlich auf mehrere Ebenen zu arten-

schutzfachlich sowie -rechtlichen Konflikten kommen. Diese sind im Rahmen einer speziellen ar-

tenschutzrechtlichen Prüfung zu untersuchen und ggf. geeignete Maßnahmen (Vermeidungs-, Min-

derungs- und/oder CEF-Maßnahmen) zu erarbeiten. Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde 

können vor allem für potenzielle Brutvögel des Offenlandes (Feldlerche) das Eintreten artenschutz-

rechtlicher Verbotstatbestände nicht ausgeschlossen werden. Entsprechend sollte eine Kartierung 

planungsrelevanter Vogelarten erfolgen. Dabei müssen auch Horststandorte im Umkreis von 300 

Meter um das Plangebiet erfasst werden, da sich das Vorhabensgebiet am Waldrand befindet. Es 
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kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich Horste vom beispielsweise Rotmilan in unmittelbarer 

Umgebung befinden. 

 Darüber hinaus können Betroffenheiten anderer Artgruppen nicht ausgeschlossen werden. Beson-

ders durch die gewässernahe Lage zum Lehmkuhlengraben kann es sich bei den Flächen ggf. um 

Migrationskorridore für Amphibien handeln. Ebenfalls ist augenscheinlich Habitatpotenzial für Rep-

tilien gegeben. 

 Hinweise: 

 Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 

Abs. 2 BauGB sind die wesentlichen Inhalte der städtebaulichen Verträge in die Begründung aufzu-

nehmen. 

 Das Plangebiet befindet sich in keinem verordneten, einstweilig sichergestellten oder im Verfahren 

befindlichen Schutzgebiet gemäß §§ 23 – 28 sowie § 32 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). 

Sachgebiet Wasserbehörde 

Die Stellungnahme wird nachgereicht. 

Fachbereich Ordnung 

Untere Straßenverkehrsbehörde 

Grundsätzlich bestehen gegen die Maßnahme keine Bedenken. 

Sind im öffentlichen Verkehrsraum Arbeitsstellen zu errichten, so hat der Baubetrieb vor Beginn der 

Arbeiten eine verkehrsrechtliche Anordnung gemäß § 45 Abs. 6 Straßenverkehrsordnung (StVO) 

einzuholen. 

Der Antragsteller hat unter Vorlage von Verkehrszeichenplänen darzulegen, wie die Arbeitsstellen 

abgesperrt und gekennzeichnet werden sollen, ob und wie der Verkehr beschränkt, geleitet und ge-

regelt werden soll. Die Antragsfrist beträgt 10 Arbeitstage. 

Die Vollsperrung der L 54 ist ausgeschlossen. 

Der Antrag ist je nach Straßenkategorie bei den folgenden Straßenverkehrsbehörden zu stellen: 

- Bundes-, Landes- und Kreisstraßen sowie außerörtliche Gemeindestraßen =  

  Landkreis Jerichower Land (Untere Straßenverkehrsbehörde) =  

  Antragsfrist mindestens 10 Arbeitstage 

- innerörtliche Gemeindestraßen = Stadt oder Gemeinde (örtliche Straßenverkehrsbehörde).  

Sachgebiet Allgemeine Ordnungsaufgaben 

Teil 1 der Stellungnahme betrifft: 

Gemarkung Hohenseeden Flur 1 Flurstücke 26/1, 36/4, 36/5, 242/36, 243/36, 247/36, 248/36, 

249/36, 250/36, 325/23, 328/19, 10066, 10068, 10070, 10072, 10074, 10075, 10076 

Die betreffenden Flächen wurden durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Sachsen-Anhalt 

anhand der z. Z. vorliegenden Unterlagen (Belastungskarten) und Erkenntnisse überprüft. 
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Da die Flächen als Kampfmittelverdachtsfläche (Munitionsgefährdung) eingestuft sind, muss bei 

der Durchführung von Tiefbauarbeiten und sonstigen erdeingreifenden Maßnahmen mit dem Auf-

finden von Munition gerechnet werden. 

Insoweit sollten diese Flächen, auf denen künftig erdeingreifende Maßnahmen vorgenommen wer-

den, vor deren Beginn auf das Vorhandensein von Kampfmitteln überprüft bzw. begleitet werden. 

Wenn eine Überprüfung durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst erfolgen soll, teilen Sie dies bitte 

dem Landkreis Jerichower Land mit und reichen dazu eine Flurkarte sowie die Auflistung der be-

troffenen Flurstücke ein.  

Teil 2 der Stellungnahme betrifft: 

Gemarkung Hohenseeden  

Flur 1 Flurstücke 33/1, 149/44, 312/44, 341/43, 10000, 10065, 10067, 10069, 10071, 10073 sowie 

Gemarkung Hohenseeden Flur 2 Flurstücke 2/5, 4/1, 4/2, 201/3, 229/1, 256/2, 257/2 

Die betreffenden Flächen wurden durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Sachsen-Anhalt 

anhand der zurzeit vorliegenden Unterlagen (Belastungskarten) und Erkenntnisse überprüft. 

Erkenntnisse über eine Belastung der Flächen mit Kampfmitteln konnten anhand dieser Unterlagen 

nicht gewonnen werden, so dass davon auszugehen ist, dass bei beabsichtigten Baumaßnahmen 

keine Kampfmittel aufgefunden werden.  

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass die beim KBD vorliegenden Erkenntnisse einer ständigen 

Aktualisierung unterliegen und die Beurteilung von Flächen dadurch bei künftigen Anfragen ggf. 

von den bislang getroffenen Einschätzungen abweichen kann.  

Ungeachtet dessen mache ich nach wie vor darauf aufmerksam, dass Kampfmittelfunde jeglicher 

Art generell niemals ganz ausgeschlossen werden können. 

Insoweit bestehen vorbehaltlich der o. a. Ausführungen aus meiner Sicht keine Bedenken gegen 

eventuell zu einem späteren Zeitpunkt geplante erdeingreifende Maßnahmen. 

Gebäude- und Liegenschaftsmanagement 

Es bestehen keine Bedenken oder Einwände. Planungen, Vorhaben und Belange des Gebäude- 

und Liegenschaftsmanagements in der Funktion der Wahrnehmung der Baulastträgerschaft für das 

Kreisstraßennetz des Landkreises Jerichower Land werden nicht berührt. 

Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfeststellung oder sonstige be-

hördliche Entscheidungen entsprechend den Rechtsvorschriften.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

in Vertretung 

 

 

 

Dreßler 

 

 

 


